
NDENZ
Herausgeberundverantw.Redakteur: 392

KARLHONAY Wien ,amll .Dezember1931.
Budgetberatung .

WIENERGEMEINDERAT
Sitzungvom14 .Dezember1931.

AmletztenFreitaghatderGemeinderatderStadtWiendie
WirtschaftsplänederstädtischenUnternehmungenfürdasJahr1932genehmigt.
InderheutigenSitzungbegannderGemeinderatderStadtWiendieBeratungüberdenVoranschlagderBundeshauptstadtWienfür dasJahr1932 .Ler
städtischoFinanzroferontStadtratBreitnerleitetedieBudgetberatungmiteinomausführlichenBerichtein :

"SeitKriegsendeist esfürdieöffentlichenVerwaltungen
eineunendlichschwicrigeAufgabegeworden,ihreVoranschlägehalbwegsrichtizuerstellen .UnterdengegenwärtigenVerhältnissenaberauchnurmitan-¬nähernder Genauigkeit vorauszusagen ,wie sich in den nächsten 12Monaten

dasWirtschaftslebenindiesemLandeundinseinerHauptstadtgestalten
wird ,wieimunlösbarenZusammenhangedamitdieEinnahmenWiensseinwer¬den ,ist einfachunmöglich.DerdeutscheReichskanzlerhatdieLagedahin
gekennzeichnet,dassTagfürTagdieZerrüttungderWoltwirtschaftfort-¬
schreite .EinblinderWirtschaftskriegvonungeheuremAusmassseientbrannt,
derdieWohlfahrtaller VölkerderWaltzuuntergrabendrohe .Inden
nächstenWochen,soerklärtDr .Brüning,müssees sichzeigen ,obdiese
KriseohnegleichenbeschworenunddieWeltnochrechtzeitigvorderZer¬
störungihresWohlstandesgerettetwerdenkönne.AngesichtssolcherZustän-¬
deist jedeVorhersageeinRätselraten.Tatsächlichsindin 27Ländernder
WeltDevisenvorschrifteneingeführtworden,diesichalsschwersteHemmnis-¬
sedesWarenaustauschesdarstellen .Diealsunerschütterlichgeltendeong¬
lischeWährunghatrundeinDrittelihresWerteseingebüsst.DasGleicheist
beidenWährungendervomKriegverschontgowosonenskandinavischenStaatenz
zuverzeichnen.DieBankvonFrankreichweistVerlusteaus ,diedasFünf-¬
facheihresAktienkapitalesundihreroffenenReservenausmachen.Siever-¬
danktnurdemEingreifendesfranzösischenStaatesihreRettung.

LieZahlderArbeitslosenin derWeltwirdaufrund22
Millionen geschätzt .In Deutschlandallein sind es über 5 Millionen !Für
OesterreichwirddieZahlderunterstütztenArbeitslosenEndeNovemberdie-¬
sesJahresmit273. 658ausgewiesen.UmdiegleicheZeitdesVorjahreswaren
esbloss237. 821.EsliegtalsoeineSteigerungummehrals 15Prozentvor.DieeingetreteneVerschlechterungist inWahrheitweitärger .DieZahlder
Ausgesteuertenist gestiegen ,die Kurzarbeithat in starkemMassezugenom¬
men .DerüberallsichvollziehendeGehalt -undLohnabbauschwächtinaus¬
serordentlichem Masse die Kaufkraft der Bevölkerung und verschärft die Kri - ¬

SO . DasgrauenhaftesteKapiteldergleicheinerfürchterlichen
SouchedenVolksorganismusverwüstendenArbeitslosigkeitist dieArbeits-¬
notderJugend.Esist keinWortstarkgenug,dieGefahrzuschildern ,von
der eine Menschheitbedrohtist ,die der heranwachsendenJugendauchnicht
die bescheidensteArbeitsgelegenheitzu bieten vermag .Dasgilt nunschon
seit Jahrengenauso für denLehrjungenin der Werkstatt ,wiefür dieAbsol-¬
ventenaller ArtenvonFachschulenundin gdeichemMassefür die Hörerder
UniversitätundTechnik .Siealle pechenvergebensanlauterverschlossenen
Türen .Anstellungssperre,AbbauimeigenenBotriebsist dietrostloseAnt-¬
wort ,die ihnen auf zahllosen Bewerbungenüberall wird .Es ist eine Woltder
HoffnungslosigkeitundderVerzweiflung,die sichfür die Jugendauftut .Das
selbstverständlicheMenschenrecht,sichzubetätigen ,die Kräftezuentfalter
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wirddieser Jugendeinfachversagt .Dasist die stärkste QuelledesRadikalis
musvonrechtsundvonlinks .Demin derFormderSchaffungvonArbeitsmög-¬
lichkeitenentgegenzuwirken ,gilt dasBemühenderGemeindeverwaltung .Darauf
ist es auchzurückzuführen,dassderAnteilWiensanderArbeitslosigkeit
sich imfortgesetztenRückgangbefindet .

ImJahre1923sindvondenArbeitslosenOesterreichs54' 7Prozentauf Wienentfallen .ImNovembervorigenJahreswarenes 37 ' 8Pro-¬
zent .Heuer sind es 35 ' 4Prozent .

Leiderzwingendie Verhältnisseauchdie WienerGemeinde-¬
verwaltung im kemmendenJahre zu harten Einschränkungen .Schondieäussore
FermdesVoranschlageskennzeichnetdieSparsamkeit,dieeintretenmusste.
DiewertvermehrendenAnschaffungen,dieimJahre1930diehoheSummevon
123MillionenSchillingausmachten,sindaufknapp55MillionenSchilling
herabgesunken.DiegeplanteErhöhungderWohnbausteuersolleinesodringend
wünschenswerte Erhöhung dieser Leistung ermöglichen .

DerVoranschlag1932ist mitderfestenAbsichtaufgestellt
worden,dieAusgabenimRahmenderEinnahmenzuhalten .ZudiesemZwecke
musstengegenüberdemJahre1930vondnkassamässigwirksamenAusgabennicht
weniger als 86 Millionen Schilling oder 18 3/4 Prozent abgestrichen wer- ¬
den .VonderHärtediesesEingriffeskannmansichkaumdiorichtigeVorstel-¬
lung machen .DieAusgabensenkungbei der Hoheitsverwaltungdes Bundesbe¬
trägt schonunter Rücksichtnahmeder einmalig für Schuldentilgungeingesetzte
100MillionenSchillingbloss 8 Prozent .Keinesder österreichischenBundes
ländermussteindenKürzungenseweitgehenwieWien,dasallerdingsauch
als einzigesdurchdieAbgabenteilungdieempfindlichstenVerlusteerlittenhat .

TrotzdemwirdderVorwurferhoben ,dassderVoranschlagviel zu optimistischabgefasstsei .In denfrüherenJahrenist genaudie
entgegengesetzteAnklageerhobenworden .Jeder Voranschlagwurdealsviel
zu pessimistisch bezeichnet .Wirverschliessen keineswegsdie Augenvor
jenenSchwierigkeiten,mitdenendie Wirtschaftbei unsundin derganzenWwltringt .

UnterdemSchlagwortderAutarkieversuchtjedesLand,
dieEinfuhrzudrosseln ,undgibtsichderkurzenSelbsttäuschunghin ,dassesdabei die eigeneAusfuhrwerdeungestört betreiben können .BeimIm- ¬
port werden alle möglichen Artikel als überflüssig erklärt und daran ver¬
gessen ,dass das eigeneLandvomExportgenauso überflüssigerWarenleben
muss .Diese Selbstgenügsamkeit müsste letzten Endes denmittelalterlichen
ZustandvordemEntstehendermodernenIndustrieherbeiführenundinMassen¬
verelendungenden.DieineinemsolchenGradenochniedageweseneKrisedes
Misstrauens ,deren sichtbarer Ausgangspunkt der Zusammenbruchder Credit¬

Anstaltgewesenist,untergräbtalleGrundlagendesherrschendenWirtschafts-¬
systems. All 'dasverkennenwirkeineswegsundwirsehenauchdeutlich,mitwelcherschrecklichenHilfslosigkeitmanbeiunsundanderwärtsanden
verantwortlichen Stellen den Problemengegenübersteht .Das Absterbeneines
fehlerhaften ,unbrauchbargewordenenWirtschaftssystemsbedeutetabernoch
keineswegsdas Weltenende .Das erscheint nur jenen so ,die sich andiese
untergehendeWirtschaftsordnungklammern ,weil sie sich eine andere ,hesse¬
re nicht vorzustellen vermögen .Das immerstärker sichtbar werdendeVer¬
sagen des individualistischen ,des kapitalistischen Wirtschaftssystems nö - ¬
tigt den Staat an allen Orten zu Eingriffen .So wird ,ob man es zugestehen

will oderkünstlichzu vertuschensücht ,der unaufhaltsameHerrschaftsbe¬
ginnder Planwirtschaftin die Wegegeleitet .Schliesslichmussjadoch816
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dieVernunftsiegen .Deshalblehnenwiresauchbewusstab ,einenVoran-¬
schlagderWährungs-undWirtschaftskatastrophezumachen.Daswäreeine
schädlichePolitik ,nurgeeignet ,Panikhervorzurufen .Manwüssteaber
auchwirklichnicht ,wieeinsolchesBudgetderVerzweiflungausschauen
sollte.SinddarindieGehälterundLöhnemitderHälfte,miteinemVierteldesderzeitigenAnsatzeseinzusetzen?SollenalleHumanitätsanstaltenein¬schliesslichderIrrenhäusergesperrtworden,weildieganzeWeltzum
Tollhausgowordenist ?MussmansichschonjetztaufsChaoseinrichtenunddieangefangenenBauteneinfachunvollendetstehenlassen?Taswäredoch
wahrhaftigsinn-undzwecklos.DienotwendigeVorsichtwurdeallerdingsbe-¬
obachtct.Eswird1932förmlicheinFreijahreingelegt.Ausgestaltungs-,Erhaltungsarbeiten,dienichtzwingenderNatursind ,erfahreneinenAuf-¬
schub.IndiesemSinnealsostelltdernächstjährigeVoranschlag1932keinNormalbudgetdar .Wirsindunsvielmehrdessenbewusst,dassmancheDrosse-¬
lungen,essciinsbesonderederStrassenbauerwähnt,indiesemAusmasse
nurvorübergehendenCharaktertragenkönnen.WievoreinemSturmwerdendieSegeleingezogen,ummöglichstgeringeAngriffsflächenzubieten.ImAusbau
desNetzesderWohlfahrtseinrichtungen ,dersichimletztenJahrzehntviel-¬fachineinemsehrraschenTempovollzogenhat ,tritteinePauseein .Kleine
undveraltoteAnstalten,diemitungünstigenVerpflegskostenarbeiteten,kom-¬
menzumStillstand.DabeiwirdaberselbstverständlichfürUnterbringungaller Pfleglingevorgesorgt .

AufdemGebictodesWohnhausbaucsmusstenEinschränkun¬genverfügtwerden.Für1932stchenvorläufignur50MillionenSchillingzur
Verfügung.DieseSummereichtaus ,dieangefangenenWohnhausbautenzube¬onden.EsfehltaberdasGold,nouczubeginnen.ZudiesemZwecke,und
weil1933überdiesdieWirkungderBundesaktionaufhört,isteineErhöhungderWohnbausteuerboabsiichtigt.KürzlichistdieserPlanimNationalratalseineVerzwoiflungstatderGomeinderatsmehrheitbezeichnetworden.VonVer-¬
zweiflungistgarkeineRede!EshandeltsichumdieplanmässigeHeranzichungeinerzurVerfügungstehendenReserve.DiosteuerlicheBelastungderMict-¬
räumeist inWienweitgeringeralssonstinOcsterreich.JetztisteineteilweiseHinaufsetzungnotwendggeworden.Eswirdnatürlichnochausrei-¬
chendGelegenheitsein ,sichmitdieserVorlageeingehendzubeschäftigen.
Feststchtindess,dassweitestgehendaufdieWirtschaftskriseRücksichtge-¬
nommenwordenwird .Diebreiten Schichtender InhabervonWohnungenund
GeschäftslokalensollenwonjederErhöhungderSteuerbewahrtwerden.Rund
90ProzentallerAbgabepflichtigenwerdenvonvornchereinfreibleiben.Ganz
andorsalso ,wiebeidonallgemeinenMietzinssteigerungen,diesichmitder
ZustimmungdesNationalratesvollzogenundauchdieallerärmstenWohnungsinhaberbetroffenhaben .SelbstredendhatosdenGegenstanddersortfäl-¬
sigstenErwägunggebildet ,obesnichtdochbessersei ,vonjedwederSteuer-¬
rhöhungabzuschen.DenvorgebrachtenBedenkenstchtabermitweitüber-¬wiegenderKraftdieNotwendigkeitgegenüber,dieArbeitslosigkeitzu
bekämpfenundauchdenAnsprüchenderWohnungswerber,vondenennochvielesich
ineinerüberausungünstigenLagebefinden,docheinigermassenRechnungzutragen .EshatauchderBunddasGleichgewichtin seinemBudgetkeineswegs
lediglichdurchKürzungderAusgabenhergestellt.Esgeschichtdiesvielmehr
sehrausgiebigdurchSteuererhöhungen,dieüber90MillionenSchillingbringen
817
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sollen .AllerdingswirdbeimBundnichteinekleineAuslesederLeistungs-¬
fähigston,sonderndieMassederBevölkerungzurZahlungherangezogen.SobeiderBesoldungssteuer ,diealleöffentlichenAngestelltentrifft ,
beiderKrisensteuer,beiderBenzin -undBiersteuer ,beidem2oprozen-¬
tigen Zuschlag zurZuckersteuer .

Trotzaller WirtschaftsnotvermagdieGemeindedieLeistun¬
gendochin einemsehrweitenUmfangeaufrechtzuerhalten .DieAusgabenfür
dasFürsorgewesengehensogarnochüberdieErgebnissedesJahres1930
hinaus.BeidenAngestelltensindnurgeringereKürzungeneingetretenals
beianderenVerwaltungen.EsistdiesausschliesslichderTatsachezuzu¬
schreiben ,dassdieHoheitsverwaltungWienssichvomSchuldenmachenfrei¬
gehaltenhat .ImmerwiederhatseiteinemJahrzehntgeradedieserPunkt
denGegenstandderstärkstenKritikgebildet.Eswurdegeradezualseine
VerpflichtungderGemeindeverwaltungproklamiert,auchdiekünftigenGenera-¬
tionenzumZahlenheranzuziehen.WäredieGemeindediesenverhängnisvollen
Weggegangen,hättesienurdieWohnhausbauten,nichtauchdieanderenIn¬
vestitionen ,aufdieseWeisefinanziert,somüssterunddieverdoppelteWohn-¬
bausteuerdurchJahrzehnteausschliesslichfürdenAnleihedienstverwendet
werden.VonirgendeinerFortsetzungderWohnbautätigkeitkönntegarkeine
Redesein .NurderUmstand,dassdieAnleihenderHoneitsverwaltungweniger
als einhalbesProzentderAusgabenerfordern ,hatdieschwerstenRück¬
wirkungenderKriseaufdasGemeindebudgetabgewehrt.DarinliegtderGrund,
dassungeachtetder Abstricheder Voranschlag1932nochimmereinen
hohensezialnCharakteraufweist.93MillionenSchillingfürdasWohl-¬
fahrtswesen,70 ' 6MillionenSchillingfürdieSchule ,vorläufig50Millio-¬
nenSchillingfür denWohnhausbau!Dasist die Verwendung,die 82*Pro-¬
zentaller Steuereinnahmenfinden !AberselbstwennirgendeinZufalles
gefügthätte ,dassunmittelbarvorder Sperrealler AnleihemärktejustWien
nocheine Obligationsschuldhätte aufnehmenkönnen ,so wäreauchdasnicht
nützlichgewesen .Eswürdenurdie zwingendnotwendigenSparmassnahmen
verhindert ,denGegensatzzwischenWienunddenübrigenVerwaltungenun¬
erwünschtverschärfthaben .Auchauf einenanderenLichtpunkt ,diegute
LagevonGas -undElektrizitätswerk,dieverhältnismässignocherträglicheder

/Strassenbahn,vorallemaberaufdiederBevölkerungin derNotsodien-¬
lichen niedrigenTarife seihingewiesen.

DieGegenwartist vollvonSchwierigkeiten!DieZukunftliegtganzimUngewissen!DennochglaubenwireinenVoranschlagderZu¬
versicht ,desVertrauensvertretenzudürfen .Analle ,die gutenWillens
sind ,dieWienlieben ,ergehtderRuf ,gerademitRücksichtaufdie
schwereZeit andr Erreichungder gestecktenZieletatkräftigmitzuar-¬
beiten .( LobhafterBeifall ) .
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DieGeneraldebatteunddie DebatteüberdieVerwaltungs-¬
gruppe EI werden unter einem abgeführt .

St . . Kunschak( . . )erinnert daran ,dass er bereits ge- ¬
genenüber demVoranschlag für das Jahr 1931 den Standpunkteingenommen
habe ,dassdieserVoranschlagaufdiegegebenenWirtschaftsverhältnisse
nichtdie gebührendeRücksichtgenommenhabeunddasser nureinereinme¬
chanische Ausrechnungvon Ziffern darstelloeDiesen Standpunkt müsseer
auchgegenüberdemVoranschlagfürdasJahr1932aufrechterhalten.DasRück¬
gratdesVoranschlagesbildendiesogenanntenGemeindeabgaben.DieseAbgabenAarergetsind . als der Finanzreferent das ganze System derstädtischen

Hei Aiepfand benfe i wrvdeSteuernvorgelegthat ,vonihmselbstinihrerfinanzpolitischenGeltung)
2 . ! .worden ,in demer sagte ,dassdieseSteuernbei Wiederkehreines2 .6 . .
stabileudeldwerteseinerUeberprüfungunterzogenwerdenmüssenunddass
manchedieser Belastungennur in einer Zeit sinkendenGeldwerteserträglich
seien .DieseseineAeusserunghatSt. . Breitnerseit demvollständigverges-¬
sen . FieInflationist längsteinemstabilenGeldwertgewichen,eshatsogar
eineZeitgünstigerKonjunkturgegeben,aberandenAbgabensystemdesJahres
1932wurdenichtdasGeringstegeander,esseidenn,dassmandiesesSystem
Diskalischnochbedeutendausgebautundverschöechterthat(Zustimmungbei
der . . )Esist geradeimgegenwärtigenAugenblickeetwas ,misslich,andenseinerzeitigenAusspruchdesFinanzreferentenerinnernzumüssen,weil
andieStellederInflationdiegrosseWirtschaftsnotgetretenist mitetwas
ähnlichenWirkungen ,wiesie die Inflationhervorgebrachthat undweilman
dahernichtsoohneweitersbehauptehkann ,dassdergegenwärtigeAugenblick
günstigwäre,denSt . R,Breitnerzuveranlassen,nunendlichdasfeierlichge-¬
gebeneVersprecheneinzulösen. WenneinsolchenAsinnenheuteanihnmit
RücksichtaufdiefürchterlichungünstigeSituation ,indersichauchdie
FinanzenWiensbefinden ,nichtgestelltwird ,kanndasdochnichthindern,
einzelne der ärgsten Auswüchseund der bedenklichsten WirkungendesWiener
Abgabensystemsaufzuzeigenunddamitauchgleichzeitig nachzuweisen ,dass
derFinanzreferentüberdasMassdessen ,wasunterdemTitel"Zuversicht"
gerechtfertigtwerdenkann,hinausgegangenist .Daist zunächstdieFürsorge-¬
abgabe . Esist oft die Frageaufgeworfenworden ,obdiese Abgabe,dieinWirk-¬
lichkeiteineProduktionssteuerist ,nichtalle Eigenheiteneinerproduk¬
tionshinderndenSteueransichträgt .DieseWirkungderSteuermussgerademit
RücksichtaufdiegegenwärtigeNetderProduktionbæsonderskräftigbetont
werden .DieFürsorgeabgabewirdgegenüberdemJahre1931mitSrn -e ..

geringeren Ergebnis : itaneneingesetzt .1Dann Saek. 4 t sichderRückgangdesWirtschaftslebensin Wiensehrchrastischaus .
In allen Staatenringsumuns wirddie Steuerpolitik protektionistischge¬
führt ,alle habenin dereinenoderderanderenFormSteuermassnahmenge¬
troffon ,die den Exportsehr wesentlichbegunstigen .Mit Rücksichtaufdiese
Sachlagehabenwir imvorigenJhr beantragt ,dassdie Fürsorgeabgabein¬
soweitrückvergütetwerde ,als sie in ihremquotenmässigenAnteilaufExport¬

damalsgüter entfälltr Der Angragwurder : azugewiesen ,aber nichterledigt
undwir stel len ihn heuerheuerlich .AuchvonhervorragendenFührernder
Mehrheitsparteiwurdedaraufhingewiesen,dassdergrössereTeilderAr¬
beitslosigkeitaufdnRückgangdesExportszurückzuführenist . Wennüber
diese Tatsachebereits ein einheitliches Urteil sich herausgebildethat,so
gibt dies wohldas Rechtzu verlangen ,dass seiten der GemeindeWiender
Exportindustrie durch die Rückvergütungder Fürsorgeabgabeentgegengekommen
und ihr der Konkurrenzkampf wesentlich erleichtert werde .UnsereQuali¬
tätswaren ,bei denendie LohnquoteeinenbedeutendenTeilderProduktions¬
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kostenausmachtsindja imAuslandenochimmerbegehrtundeineRückver¬
gütungderFürsorgeabgabewäredeshalbeinewesentlicheHilfefürdieExport
industrie .DiezweiteSteuerdieinBetramhtkommt,ist dieHauspersonal-¬abgabe .Es ist etwas Tragisches um das Beschick dieser Abgabe .Sie wurde in

derJugendzeitderheutigenGemeindeverwaltung,in denMaienzeitenderpoliti-¬
schenDemagogiegeschaffen .Schondamalshabenwirerklärt ,dasssietrotz
aller gegenteiligenBehauptungeneine asozialeAbgabesei .Daswurdeimmer
bestritten ,liegtaberheuteoffenzutage. Undzwarsowohlhinsichtlichdes
StandesderHauhhalteundihresPersonalswieauchdesErträgnissesderAb-¬
gabe.Hierzeigtsichganzdeutlich,wiemandurchSteuererhöhungen ,dienicht
aussachgemässen,sondernausreindemagogischenErwägungenherauserfolgen,
letztenEndesdasSteuerobjekterschlägt .SeitdemJahre1928 ,inwelchem
diestarkeErhöhungderAbgabenvorgenommenwurde,istdieZahlderHaushal-¬
te mitsteuerpflichtigemHauspersonalumnichtwenigerals 1260gesunken
( HörtHörtbeider . . )DazuhatgewissderwirtschaftlicheNiederbruch

dasSeinigebeigetragen. Aberebonsounbestrittenist ,dassdieSpitzen-¬
leistungenandieserAbgabedurchdieHöhederAbgabewesentlichabgebaut
wordensind .SeitdemJahre1926ist dr ErtragderSteuervon2,820. 000
auf1,300. 000Schilling ,dasheisstum117Prozentgesunken(LebhafteHört
Hörtrufcbeider . . )UndderErtragvonbloss1,300. 000lässtdieHaus-¬
personalabgabenunmehrnurals eine ganznebensächlichePost imSteuerplan
derGemeindeerscheinen.Seinerzeithatmangesagt ,mantroffemitderAbgabe
denRothschildundandereLeutosehrstark ,könneabermit ,ihremErtragso
undsovieleWohlfahrtsaktevollziehen .Mitder1,300. 000(könnenkeineimpo-¬
nierendenWohlfahrtsaktemehrvollzogenwerden .Dazukommt,dassdurchdiese
AbgabedieZahlderarbeitslosenHausgehilfenausserordentlichvergrössert
wordenist .Es ist heutegar keincStreitfrage mehr ,dass dieEinkommens-¬
verlustedernurdurchdieseSteuerarbeitslosgewardenenHausgehilfendie
EinrahmenausderSteuerwesentlichübersteigen .DasUnglück,dasfürHunderte
ehrlich arbeitender Menschendurchdie Hauspersonalabgabezwangsläufig
herbeigeführtwordenist ,hält garkeinenVergleichausmitdenWohlfahrts-¬
akten ,diemaneventuellmitdemlumpigenErträgnisderSteuernochwirdleistenkönnen(LebhafterBeifallbeidenE .. . )

DieNahrungs -undGenussmittelabgabewarimmereineder
umstrittendsten Steuern .Sie ist nun einmal eine Sonderzuschlagzurallge¬
meinenWarenumsatzstouer.DieseAbgabeist )wögenihrerKonstruktionheftig
umstrürtenwordenundnichtnureinmalist vondenunmittelbarenIntoressenter
allen Ernstes ausgesprochenworden,essei nicht einmal die HöhederSteuer
so empörend ,wio die Schikanen der Eintreibungsorgane ,die demUnternehmer
dasLebenin seinomUnternehmengeradezuzurHöllmachen( LebhafterBeifall
beider . . ) AndiesemZustandhatdasneueGesetzmanchesgeändertund
es ist auchderSturm ,dersichausdiesemGrundgegendieSteuererhoben
hatte ,wesentlichschwächergeworden.AuchvondenMagistratsorganenwird
es wohltätigempfundenwerden ,dass sie jetzt nicht mehrso sehr in derRolle
desPeinigersderGewerbetriebeerscheinenmüssenwiefrüher .DasErgebnis
der Abgabewird für 1932mit 10 ' 6Willioneneingesetzt .DieseZiffer ist ab¬
solut willkürlichangenommen.Richtigist es ,dass das letzteAbgabentei¬
lungsgesetz die Gemeinde Wien berechtigt ,die Nohrungs -und Genussmittel¬
abgabehöchstensbis zueinemBetragvon1o ' 6Millioneneinzuheben.Eswird
der Gemeindealso nur verboten ,darüber hinauszugehen,esist ihr abernicht
untersagt ,darunter zu gehen . St . P,Breitner scheint sich allen Ernstes aufden
Standpunkt zu stellen ,dass die Nahrungs -und Genussmittelabgabe imJahr820
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1522den Estrag von1010millioneneinzubringenhaben ,Dengegnüberist
festzustellen ,dasshier entwederein UebersehenodereinJonglierkunst-¬
stückvorliegt .DieFeststellungderHöchstgrenzedesNahrungs-undGenuss-¬
mittelabgabeertragesmit10 ' 6Millionenist auf einer BasisdesWirtschafts-¬
lebens erfolgt ,die sich sehr wesentlich von der heutigen unterscheidet .

Seitherist derGangaller in BetrachtkommendenGeschäftegegendiedamalige
Verhältnissesoausserordentlichzurückgeblieben,dassmanvondiesenBe-¬
trieben nicht mehrdas Gleicheverlangenunderwartendarf wiezur Zeitder
SchaffungdesletztenAbgabenteilungsgesetzes .St. .Breitneristverpflich¬
tet ,ausdemwirtschaftlichenNiedergangdervondieserAbgabebetroffenen
Erwerbszweigeden gleichen Schlusszu ziehen wie bei anderenAbgaben ,zum
Beispiel der Fürsorgeabgabe .AufeinemGebiet ,auf demohnehinderStreit
überdie BerechtigungundZulässigkeitderSteuerso leidenschaftlichge-¬
führt wirdwieauf demGebietder Nhrungs .undGenussmittelabgabe,anden
TatsachendesWirtschaftslebenseinfachachtlosvorbeigehenzuwollen ,das
ist nureinVersehenodermanmüsstedafüreinenvielschärferenAusdruck
gebraushen .Es ist gegen alle Vernunft ,das Erträgnis der Steuer mit
1o ' 6Millioneneinzusetzen .DasGesetzgibtdemSt. . BreitnerdasRecht ,eine
Erhöhungder Abgabensätzevorzunehmen,wennder tatsächlicheErtragder
SteuerhinterdemBetragvon10 ' 6Millionenzurückbleibt.Ichhalteesfür
ausgeschlossen ,dass das Finanzministeriumundder Nationalrat derbetreffen
denBestimmungdesApgabenteilungsgesetzesjemalsihreZustimmunggegeben
hättenunterderVoraussetzungeinessolchenRückgangesderRentabilitäder
davonbetroffenenBetriebe ,wieer heute Faktumist .Manmussessehrbezwei¬
feln ,oh es der Finanzreferent im Ernst wagenwird ,von dieser Bestimmung
desGesetzesausreinfiskalischenErwägungenundblossgestütztaufden
WortlautGebrauchzumachen,EinsolcherVersuchwäreimVorauszumScheiter
werurteilt,weiler nicht wenrigerbedeutenwürdeals denZusammenbruchder
meistendavonbetroffenenBetriebe ,die Herbeiführungahrereffektiven
Zahlungsunfähigkeit .Daskannundwirdder Finanzreferentnichtwellem. Woll-¬
te er es ,dann wäre er vnn allen guten Geistern verlassen .Ich hegeeine
andere Meinungvon ihm und glaube ,dass keine Zeit vers äumt werdendarfzur
Klarstellungder in der Frageder Nhrungs -undGenussmittelabgabedurchden
ZusamnenbbuchdesWirtschaftslebensherbeigeführtenSachlæge . Esist die
letzte Stunde ,in dieserFragenocheinenAuswegzusuchen ,derdenInteres-¬
sen der Gemeindeentspricht undvondenbetroffenenSteuerpflichtigenüber¬
hauptnochgingenommenwerdenkann .FürdasnächsteJahr musssichder
Finanzreferententscheiden,wieergedenkt,vonSteuerträgern,diebisher
nur unter schwerster Beeintrichtigung ihrer geschäftlichen Geba rungkaum
ein Drittel des vomFinanzreferenten gewünschten Ertrages aufbringen konn¬
ten ,in Zukunft einen umzwei Drittel gesteigerten Ertrag hereinbringenzu

können .

Wasdie WOhnbausteuerbetrifft ,hat der Finanzreferentklar
erkennan lassen ,dass die Anträge auf Erhöhungdieser Steuer kommenwerden .
Ausseinen Ausführungenwarnur der Wegnicht klar ersichtlich i der dabeie
gehalten werden soll .Aus den Berichten des sozialdemokratischen Parteiorgane
und aus einer offiziellen Aussendungder Rathauskorres pondenzweiss
man ,dassin einerVersammlungderVertrausnmännerdersozialdemokratischen
Partei in Wienein Beschlussgefasstwurde,wonachder Klubdersozialdemo-¬
kratischenGemeinderäteermächtigtwird ,imWienerLandtageinenimSinne
derAusführungendesPräsidentendesLandtagesDr .Dannebergausgefertigten
AntragaufErhöhungderWohnbausteuereinzubringen .Dasist ein ganzungewöhr
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licherWeg,Steuererhöhungendurchzuführen .Bisnunhabenes alleParteien
in allen Vertretungskörpernimmerdenin diesenKörjerschaftenverantwort-¬
lichenFaktorenüberlassen ,solcheAnträgezustellenundeswarümmerden
Parteienvorbehalten ,dazuStellungzu nehmen .Nach denebengenannten
VerlautbarungenwärenundieserungewöhnlicheVorgangzuerwarten.Ausden
AusfuhrungendesFinanzreferentenkönntemanzu der Meinungkommen,dassder
AntragaufErhöhungderWohnbausteuervonihmeingebrachtwerdenwird .In
welchemSinne,weissmannicht,aberbeiderMachtfülledersozialdemokrati¬
schenParteiinstanzengegenüberdenGemeindeinntanzenist vontorneherein
anzunehmen,dassSt . R.Breitnernichtsanderesbeantragenwirdalsdas,was
ihmdie Vertrauenmännerversammlungbefohlenhat .DamitwärederZustandge-¬
geben ,dassdieGemeindeWiennichtvonihrenverfassungsmässigenOrganen,
sondernvondersozialdemokratischenVertrauensmännerkonferenzverwaltet
wird .UntersolchenUmständennimmtdieEhre ,denverfassungsmässigenIn-¬
stanzenderGemeindeWienanzugehören,einensehrzweifelhaftenCharakteran
unddasSelbstbewusstseininsbesonderederfreigewehltenOrganemüssteaufeinweitbescheideneresMasszurückgeführtwerden,etwaaufdasderHandlan¬
gersozialdemokratischerParteipolitik(LebhafterBeifallbeider. . )
WasdieSacheselbstbetrifft ,soliegteinAntragnichtvor ,wirwiseen,
nicht ,wasbeabsichtigtwird ,könnenalsogegendiekommendeOhnbausteuer
inihrerkonkretenGestaltnichtpolemisieren.Mankanndazunurgrund¬
sätzlichStellungnehmen.DerFinanzreferenthatdenGedankeneinerErhö¬
hungderWonnbausteueralsabsolutzulässsigerklärtundfestgestellt ,dass
dieWOhnbausteuergegenübereinemgewissenKreisvonMieterneinebedeutende
Anspannungverträgt. Wirerlaubenunsdemzuwidersprechen .Ichmussgestchen,
dassderMann,derdieErhöhungderWohnbausteuerimNationalratalseinen
ktderVerzweiflungbezeichnethat ,meineWenigkeitgowesenist .Ichbleibe

dauchheutebei diesemStandpunkt ,wohlwissend ,dassin Anträge ,dicdiesozialdemokratischeVertrausnmännerkonferenzzumBeschlusscerhobenhat,
eingrossesMassvonDemagogieeingewobenist (Zustimmungbeider . . )Man
zitiert ,wasdieSteuerfürdeneinzelnenWohnungsinhaberausmachtundkommt
voneinigenGroschenimMonatbiszumBetragvonhundertenSchilling .Dasist

V AuitoeindomagogischesSpiel ,dasanderTatsachezerschellt ,dass diese .Erhöhung20MillionenSchillingbruttohereinbringenwill .20Millionen,auf
diesenkleinenKreisvonMieterngelegt ,besagen ,dassdieseMicterargmit-¬
genommenwerdenmüssen'undsie müssenumsoärgrmitgenommenwerden,jeklei¬
nerdieBasisist ,aufderdieErhöhungaufgbautwird .Besondersargwird
sich de SteuergegenüberdenGeschäftslokalenauswirken .Esist keinePhra¬
se ,wennmandaraufverweist ,dassdiegrossenProduktions-undHandelsunter¬
nehmungenvonderFriedenszeithernochgewaltigeFriedenszinsealsGrund-¬
lagoderWohnbausteuermitschleppen.EssinddasMietzinse ,dievondiesenGe-¬
schäftenunterdenheutigenVerhältnissenkaumgetragenwerdenkönnen .Eine
ReiheunserergrossenIndustrie - undHendelsunternehmungenbi lanziertja
seitJahrenschonhartanderGrenzederKridaundbeivielenwerdenesnur
buchhalterischeKniffesein ,diedenTatbestandderZahlungsunfähigkeitver-¬
schleiern .Dasist vielfachdieeinzigeMöglichkeit,dieBetriebsüberhaupt
nachaufrechtzuerhalten.BeivielensolcherUnternehmungenkanndieErhöhung
der Wohnbausteuerumeinige TausendevonSchillingen im JahrderTropfen
sein ,derdiekünstlichaufrechterhalteneAktivitätdieserUnternehmungen
einfachumschmeisstunddamiteinenZustandherbeiführt ,der auf demRücken
vonArbeiternausgetragnals eineKatastrophebezeichnetwerdenmuss .( beb¬
hafterBeifalli der . . )Aufdiesebittere Wahrheitmöchteich dieGo¬
meinderatsmehrheitunddenamtsführendenStadtrat schonheuteaufmerksam822
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gemacht haben und möchte ihm mit aller Einfachheit ,aber ebenso mit allem
Nachdruckgesagthaben ,dass wir der Durchsetzungder Beschlüssedersozial¬
demokratischenVertrauensmännerkonferenznichtnurausGründenderKompetenz
unddesPrestigesdesGemeinderates ,sondernausreinsachlichenErwägungen
denschärfstenWiderstandentgegensetzenworden .( LobhafterBeifall beider. . )

Auchdie Ausgabenseitedes Budgetsbietetaussererdentlich
viel Anlasszur Kritik .Die gegenüberdemBundhochgespannteReduktionder
Ausgabenkst darauf zurückzufuhren ,dass mansich ,solange manglaubte ,noch
aus demVolbnschöpfon zu können ,hinsichtlich der Ausgabengar keinoBo- ¬
schränkungauferlegtunddanichtdieMothodendessolidenKaufmannes,sonde:
vielfach die Methodendes politischen Hochstapplersais massegobondaner¬
kannt hat ( Lebhafter Beifall bei der . . )Die Tragik in derAusgabenpolitik
derGemeindebildetdie Wohnbaupolitik .DerFinanzreferenthättebeiseiner
Polemik gegen dine Wohnbauanleiheauch an denZoit -
punkt in Erwägungzichen müssen ,zu demEas erstemal der AntragaufFinan¬

77 ke
zicrungdesstädtischenWohnhausbauesdurcheine Anleihegestellt wurde .An-¬
leihen macht mandann vernünftigerweise ,wenndie Verhältnisso auf domGold- ¬
markthiefürgünstigsind .Daruberzu chts zheidenwanndieseVerhältnisse
günstigsind,ist oft eine Frage ,überdie manstreiten kann ,undbezüglich
derorzweifellosderMehrheit ,die die Verantwortungzutragenhat ,dielotzte
Entscheidungzukommt .Aberdarüber besteht gar kein Zweifel ,dass vorJahres -¬
frist ,ja selbst noch im heurigen Frühjahr ,die Unterbringung einer Wohnbau¬

anleihederGemeindeausserordentlichegünstigeVerhältnissevorgefundenhät
te unddass manvor Jahresfrist ,vorausgesetztdemWillen ,in der Lagegowe-¬
senwäre ,dieWohnbauanleiheunterzubringen.DannwürdesichaberdieSachlage
ergeben ,dassSie boi einemetwasreduziertenWohnbauprogrammdieMöglich¬
keit hätten ,ohneauchnur das Budgetmit einemGroschenfürWohnhausbauten
zu belasten ,die Wohnbautätigkeitauf mindestens6 Jahro fortzuführen ,wobei
die Deckung des Amortisations - undVerzinsungserfordernisses zur Gänzein
der Wohnbausteuer gegeben wärc .Beit heute sind Sie eingestandenermassen mit

Ihrer Wohnbautätigkeitbei MatthaeiamLetztenangelangt . St .R .Breitnerhat
mit dankenswerter Aufrichtigkeit gesagt ,dass die im Budgetvorgesehenen
Mittel nur ausreichen ,umdie im Baubefindlichen Wohnungenzuvollenden ,
nicht aber umNeubautenin Angriff zu nehmen ,Wirsind ihmdafürausserorde
lichdankbar,weiler damitimVorausschondasbestätigt ,wasichbeweisen
werde ,dass Sie nämlich mit den im Budget vorgesehenen Beträen nicht

nur keine Naubautenin Angriffwerdennehmenkönnen ,sonderndass Sienoch
gewaltigeBeträgewerdenaufbringenmüssen ,umdie in BaubefindlichenWohn- ¬
häuser fertigbringen zukönnen .

Wir haben nach den Rechnungsabschlüssen der Jahre 1928 ,
1929und1930für bereits begonnene .BautendenBetragvon273,00L. 896
Schilling bewilligt .Für diese seit 1928 begonnenen Wohnhausanlagenwurden
nach dn Rechnungsabschlüssen 1927 und 1928 und der folgenden Jahre

194,205 . 819Schilling verausgabt .Hievon kommenGebührenrichtigstellungen
von 38 . 682Schilling und die Ausgabenfür den nicht in Angriffgenommenen
Bau in der Währingerstrasse per 145 . 829Schilling in Abrechnung,sodass
für diesebereits in BaubefindlichenWohnungenrein 194,026 . 308Schilling
verausgabtwordensind .NachdemAusweisüberdie Belastungder für dieIn¬
vestitionen und Inventaranschaffungen beranschlagten Kredite sind bis Ende
desRechnungsjahres1931nochWohnhausbautenum27,486 . 600Schillingsicher-¬
zustellen,so dass die für die Bauten verausgabte Summebis Ende desRechnur
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jahres1931denBetragvon221,512. 900Schillingbeträgt .Undnehmenwir
nunan ,dassdiefürdieseit1928inAngriffgenommenenBautenbewilligten
Beträgevon273,004.896SchillingdurchdieKostendereinzelnenWohnhaus-¬
bautennichtüberschrittenwerden,sowirdnachAblaufdiesesRechnungsjah-¬
res nochein Botragvon51,491 . 988Schillingerforderlichsein .Siehaben
imBudgetfürdasJahr1932fürdieBautenausGemeindemittelnüber34Mil-¬lioneneingestelltundhabennochein Erfordernisvonüber51Millionen
Schilling .Sonachwird- nachdemvonIhnenzurVerfügunggestellten,alsoamt-¬
lichenAngaben-fürdieFertigstellungderinBaubefindlichenWohnhausan¬
lagennocheinBetragvonüber16MillionenSchillingerforderlichsein,
denSie imBudgetsichergestellthaben.

DieWohnbausteuersollnun20Millionenbruttotragen.Davonkommen die Gebuhrenan die Hausbesitzerfür die Einhebungder
Steuervonetwasüber3MillionenSchillinginAbzug,sodasssiemiteinem
Bruttoerträgnisvonrund17MillionenSchillingrechnen.Ichbringeeinen
Abgangvonrund16 ' 6MillionenSchillingherausunddarfdarausdenSchluss
ziehen ,dassdiessicherlichkeinZufallist,wennSiediesenNettobetrag

Erhöhung derausderWonnbausteuerherausbringenwollen,sonderndassSiedie/Wohnbau¬
steuerbrauchen,nurumdiein BaubefindlichenWohnhausanlagenüber-¬hauptfertigzustellen .

DieAufgabe ,die in der städtischenWohnbautätigkeitgelegen
ist,ist zu gross,um von einem einzelnen Menschenund auch vomApparatder
GemeindeWienabsolut verlässlich bewältigt werdenzu können .Mir liegt der
Gedankeganzferne ,dassdasetwaein Beweisfür die SchlechtigkeitdesRefe¬
renten undseines Apparateswäre,sondernich kommezu demzurück ,wasich
vorhinin anderenWortenvonderGemeindegabæmungüberhauptgesagthabe:
esist eineUeberheblichkeit,dieandenFähigkeitenderMenschenscheitern
musste,einsolches Unternehmenklaglos undohneschwereGebrechenzufüh¬
ren .In erster Linie ist für diese Ueberheblichkeit die Suchtpolitischer

HochspappeleiaufSeitederParteidesReferenzenverantwortlich.(Zustimmung
bei der . . )

IchhabemeinenAusführungennurnochhinzuzufügen,dass
wenigstensin demFeuerder unerhörtenNot ,die unsere ganzeWieneratadter¬
griffen hat,in dem Feuerder Sergen ,die die ganzeBevölkerungdurch¬
schütteln,endlicheinmaldieEinsichtdesFinanzreferentenundseiner
MehrheitdenCharakterderStahlhärtein derBeurteilungderMinoritätund
ihrerTätigkeitundin derStellungnahmezuihr verliereunddassderEin¬
sicht Raumgeschafftwerde ,dassin derMinoritätdesWienerGemeinderates
sowohlin ihrer Gesamtheitals in jedemeinzelnenihrer MitgliedereinGeist
lebt ,der in nichtsanderemgipfelt als in demZiel ,dieGemeindeverwaltung
möglichst reibungslos zu gestalten und zu möglichst grossen Erfolgenzu
führenimHinblickauf dasWohlder Mitbürgerdieser Stadt . WennderReferent
in seinenletztenWortengesagthat,esmögeendlichzueinemgemeinsamen
Zusammenwirkenim WienerGemeinderatekommen ,dannkannich diesenWunsch
aufnehmen,ichmussihnabermitderForderungbeantworten:StadtratBreitner,
machenSie denWegfrei ,der zu diesemZiele führt .( LebhafterBeifallbeider . . )
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Stadtrat Biber ( . . ) erklärt ,dass sich die Verhältnisse
seit der letzten Budgetberatungwesentlichverschäfthaben .PasWirtschafts -¬
lebenwirdin seinenGrundlagendurchverheerendeStörungenerschüttert .
Untersolchen Umständenmüsstemanannehmen ,dass das Budgetauf denZusammen¬
bruchderWirtschaftentsprechendeRücksichtgenommenhätte .Gewisssindbe-¬deutendeAbstricheerfolgt,aber die AusganeenbetragenimmernochdieSumme
vonrund 400MillionenSchilling .Nimmtmannunan ,dass vonder WienerBe- ¬
völkerungrund1 MillionMenschenimErwerbslebenstehen,sokommtaufeinen
ErwerbstätigenderBetragvon400Schilling ,dener leistenmuss,umderGe-¬

meinde die Ausgaben von 400 Millionen Schilling zu ermöglichen .Den Ziffern

nachhabenwir wohlein Notbudgetvor uns,aber manmussdochfragen ,wer
schulddaranist ,dasssolcheEinschränkungengemachtwerdenmussten.Wir
antwortendar auf ,dass die Mehrheitdieses Hausesdaran die grössteSchuld
hat . Siehat all die JahrehindurcheinePolitikderStrassebetrieben ,die
an die Existenz unserer Stadt rüttelte .DasSteuersystemsollte nurden
Reichentreffen .Manhatzwarnichtnurdie ,reichenLeutegetroffen ,aber
docherreicht ,dassdieReichenderStadtWiendenRückengekehrthaben. Es
wäresehrinteressantdieZahlderreichenLeutein WienvordemKriegund
jetzt festzustellen .Tiese Politik der Strasse hat sich sehr zumNachteil
der Arbeiter undAngestellten ausgewirkt .DurchIhre Steuerpolitik habenSie
dieWirtschaftgänzlichausgeplündert(LebhafterBeifall).

Rednerbespricht nuneifzelne städtische Steuern .Erbe¬
mängeltinsbesonderedie Bemessungsartder Bodenwertabgabevomunverbauten
Grund.DieBesitzersolcherGrundstückewürdenvorzweiJahrehzurSelbst¬
einschätzung aufgefordert .Der Magistrat hat solange Zeit keine Antwortge- ¬
geben,sodassdie Zensiten annchmenmussten ,dassdie Gemeindemitfatierten
Werteinverstandensei .Aberjetzt hatderMagistratSchätzungenvorgenommen,
die widersinnighochsind .DerFinanzreferentsollte dochRücksichtaafdie
schwierigeLagederBevökerungnehmenundin dieserhartenZeitjedeSchika-¬
nederSteuerträgervermeiden.DieLeutehabengarkeineMöglichkeitindie-¬
ser NotzeitsohorendeBeträgezuzahlen .UnterderNghrungs-oderGenuss-¬
mittelabgabeleiden amschwerstendie mittleren Gastwirtschaften ,diemeist
um 50 Prozent mehr bezahlen müssen als früher . Wirteilen nicht denStandpunk
desFinanzreferenten ,wonachdie 10 ' 6Millionenausdieser Abgabehereinkom¬
menmüssen,weilauchder Nationalrat das Gesetzbeschlossenhat . Esist auch
ein Irrtum anzunehmen ,dass die Lustbarkeitsabgabe ,die im Jahre 1931mit
16 Millienen veranschlagt ist ,im nächsten Jahre noch 15 Millionenbringen
wird . Wasdie Sparmassnahmenanlangt,soverstehenwirIhre Anschauung,dass
Sie das Personal möglichst schonen und bei den Sachausgaben hoheAbstriche
machen .AberSie gehen dabei in einer Weisevor ,die nicht zurechtfertigen
ist . Sowurdendie Ausgabenfür die Schotterstrassenvon3 Millionenauf
370 . 000Schilling gekürzt ,bei denanderenStrassensind nur ' 1Millionen
gegen10 13 Millionenveranschlagt .Dasist schondeshalbunmöglich ,weildurch
die städtischenNeubautenviele Strassengemachtwerdenmüssen . Wirsindkei¬
neswegs dagegen ,dass Wohnungenvon der Gemäindegebaut werden ,aberStadtrat
Weberhat imFinanzausschussberichtet ,dass wir in Wienbereits600. 000
Wohnungenhaben ,sodassauf 3 LeuteeineWohnungkommt .Dasist einesehrdi Frag
erfreuliche Zahl ,die/rechtfertigt,ob wirrklich noch so bedeutende Beträge
für den Wohnhaushauaufgewendetwerdenmüssen .Auchder Rechnungshofhatdies
Frageaufgeworfen.ZurBelebungderWirtschaftkönntenandereInvestitionen
gemachtwerden .Die Erhöhungder WOhnbausteuerist mit Rücksicht auf diegros
seNotlagesämtlicherKreisederWirtschafteinUnding.(StarkerBeifall).825
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St . . Biberbeantragt nun ,den Finanzreferenten zubeauftra¬

gen ,der Landesregierung eine Gesetzesvorlage zu unterbreiten ,durch diedie
Bestimmungendes Gesetzesüber die zeitliche BefreiungvonderWohnbausteuer
aus demTitel der Bauführungüber den31 .Dezember1931zu verlängernsind .

Redner fordert die Mehrheit auf,sich bei ihrer Politik nur
von der Wahrheitleiten zu las sen ,dannwärdedie Minderheitauch in derLage
sein ,zu dieserPolitik Vertrauenzu haben .SolangeaberdasGegenteilzu¬
treffe,kann die MinderheitdemVoranschlagder MehrheitkeinVertrauen
votierenundmüssedahergegendasBudgetstimmen( LethafterBeifall ) .

Dr .Wagner( . . ) .DerVoranschlaghatdieMeinungvonden
hohenKassenbeständenderGemeindebeseitigtundgezeigt ,dassderSachaufwand
soweit er die Wirtschaft zu befruchten vermag,stark verringert wordenist .
Eswerden54 ' 8Millionenals InvestitionenderHoheitsverwaltungausgewie-¬
sen . WirscheidenaberdenWohnhausbauaus,weiler unproktuktivundkeines-¬
wegswertvermehrendist . Wirscheiden auch die Summefür dieGrundankäufe
unddie Beträgefür die Rückständebei der AugartenbrckeundbeimStadion
aus .Dannbleibennur rund ' 3Millionen ,die vonder Hoheitsverwaltungbe- ¬
fruchtendin dieWirtschaftkommenwerden .Tasist einesehrunangenehmeSei-¬
te des Voranschlages .Ihr gegenüber stemt :eigentlich nur eine einzige er - ¬
freuliche Tatsache ,der geringe Schuldendienst .Freilich darf die starke Ver¬
schuldung der städtischen Unternehmungen ,die auch der Rechnungshof fest - ¬
gestellt hat ,nicht unerwähnt bleiben .

DerFinanzreferenthat auchheutewiederdavongesprochen,
dass das vorliegende Budgetkein Nermalbudgetist . Aberdas ist nichtdie
richtige Art ,um zur notwendigen und richtigen Kritik des Voranschlages zu

gelangen .In Wirklichkeitzeigt er das normaleBild der früheranJahre . St .
R .BreitnerwillnurdenLeuten ,dievondiesemBudgetbeunruhigtsind ,sagen,
dasswennwiederbessereZeitenkommen,diealteFinanzpolttikeingeschlagen
werdenwird . WenStadtratBreitnermitdemVorwurftreffenwollte ,dasser
heute in Oesterreichnocheine individualistische Wirtschaftspolitiktreibe ,
wissen wir nicht .In den Kreisen der deutschen und christlichen Bevölkerung
ist dercLiberalismusschonlängst eine Schelle ohneKlangundgerade dieVer¬
treter dieser Kreise hätten eher das Recht ,den Wirtschaftsindividualismus
zu kritisieren als ein Vertreter der sozialdemokratischen Partei die den

IndividualismusderKlassetreibt unddennacktenKlassenegoismus
Es ist wirtschaftlich genommenkein Unterschied ,ob ein Individuumoder
eine KlasseIndividualismustreibt ,da beide immerauf Ausbeutungausgehen.
Wasdas Budgetselbst betrifft,so hat die Tatsache ,dass dieGemeindeabgaben
mit 27 Millionen ,die Ertegsanteile der Gemeinde Wien an den gemeinsamen

Abgabenmit 42 ' 1Millionen unterpräliminiert sind ,genötigt ,konsequenzenin
einervonunseremStandpunktaushöchstunerwünschtenArtzuziehen .Das
Bild des Budgets ist das gleiche ,wie wir es in früheren Jahrenkritisiert
haben .Auf der einen Seite eine viel zu starke Drosselung ,auf der anderen
Seite Ausgaben ,die namentlichnach demheutigen StanddesBudgetsnichtzu
rechtfertigensind .Wennmanz ,B .beimStrassenwesenvoneinerAusgabensumme
von17illionengleichum11Millionenhinuntergeht ,mussdasdieBesorg¬
nis erwecken ,dass mandie Strassen einfach verfallen lassen will .Auchmitdem
sozialen Budget soll man mich nicht allzusehr rühmen .Es ist hier einfach so ,
dass schon die gesetzlichen Leistungen fast alle Beträge dieses Titels für
sich in Anspruchnehmen .Der Redner beschäftigt si ch sodann mit denKapitel

Wehnhausbauten und verlangt ,es möge auf die vom St .R .Kunschak erhobene An¬

klage ,dass bei den bisher abgewickelten Bauprogramm70 Millionen Ueber¬
schreitungenvorgekommensind ,eine erschöpfendeAufklärunggegebenwerden.
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Ausder Erklärungdes St . R.Breitner ,dass imnächstenJahre diebereits
im Baubegriffenen Bauvorhabenvollendet werdensollen , ziehen auch
wirkeinenanderenSchlussalsSt .R .Kunschak.AuchwirprotestierengegendenunwürdigenVorgang,derbisherschonüblichwarunddernunscheinbarauch
wiederbei der Vorlageuberdie Wohnbausteuerpraktiziert werdensoll ,dass
die wichtigsten Gesetzesvorlagennicht vonder betreffendenRegierungsstelle
in einer Obmännerkonferenzder Parteienbela nntgegegehunddannan denLand-¬
taggeleitetvwerden,sonderndassdieOeffentlichkeitüber,doausserordent-¬
lichwichtigeGesetzesvorlagenerstausdenBerichtenübereineParteiver¬
sammlunginformiertwird .DieOeffentlichkeitwirdimmermehrunter denEin¬
druckgesetzt ,dasses für die WienerGesetzeg. bungnureineentscheidende
Stellegebe ,diesozialdemokratischeVertrauensmännerkonferenz .GeradeSie
dieimmervorgeben,dassIhnendieErhaltungderDemokratiesosehram
Herzen liegt ,sollten die Gefahren ,die aus einem solchen Vorgehenentstehen ,

nichtübersehen.DieBevölkerungzeigtohnediesnichtsehrvielVorliebefür
dieDemokratieundihreEinrichtungen. WennSiedurcheinesolcheBehandlung
vonGesetzesvorlagenderDemokratieIhreVerachtungbezeugen,dürfenSiesich
nichtwundern,wenndiesefalschenAnschauungenimmermehrAnhängerinder
Bevölkerunggewinnen.Aberdasist mehreineFragedesTaktsundGeschmacks.
WasIhrenPlandie Wohnbausteuerzuerhöhenselbst betrifft,so sollenvon
dieserErhöhung ,wenndie in dieOeffentlichkeitbedrungenenNachrichtensichtigsind ,10ProzentderBevölkerunggetroffenwerdenunddiesichaus
dicser Erhöhungergebenden20Millionensollenverwendetwerden ,umeinbe-¬
scheidenes Wohnbauprogrammzu verwirklichen . Esist ganz verkehrt ,hicbei
vonderVoraussetzungauszugehen,dassunterdengegenwärtigenMiet -und
WohnverhältnissendiejenigenMenscheneinenübergrossenLebensaufwandbetrei¬
ben ,die eine 3Zinmerwohnungbewohnen .Die Mchrzahlder Beamten ,diefrüher
zumMittel tandgchörten,jetztaberproletarisiort sind ,bewohnensolche"ohnungen.DieseLeute ,derenBezügesostarkgekürztwurden ,mussdiekleinste
Belastungschwertreffen .DieWohnungenbiszueinemFridenszinsvon1801
GoldkronenwerdennichtvonreichenLeutenbewohntunddasGogenteilzu
behauptenist eineDemagogie.Nochvielüblerwirk 'sichdieErhöhungder
Wohnbausteuerfür die Geschäfts -undBürolokaleauswirken ,vondenendie
grosse Massein der zwitenKlasse . Wirwerdenuns gegen einesolche
ErhöhungaufsäusserstezurWehrsetzen ,weilwirdasfüreineganzverfchl-¬
te Politikhalten ,füreineSteuerpolitik,diedaraufausgeht,dasSteuerob-¬
jektzuruiniern .DankbarsindwirdemSt .R .Breitnerdafür ,dasservonder
NotderJugendgesprochenhat .Ermögeaberauchdie ihmzugänglichenStellen
zu beeinflussentrachten ,dass dor Jugendin Zukunftder Zugangzu denArbeit
stellen nicht verschlesenbleibe .Dasgilt für die akademischgebildete
Jugend ,ebensowiefür dieArbeiterjugend. WennOpfergebrachtwerdenmüssen,
ist es ganzwahnsinnig ,dieseOpferganzallein auf die SchulternderJugend
zulegen . AlleregieronenStellenin ReichundindenLähdernwärenverpflich¬
tet ,alles zu tun ,umdieseNotder Jugendzu behebenunddaswäreungleich
wichtiger als die Verwirklichungaller Wohnbaupläno ,da es sich umdieZukunf
unserer Intelligenz und umdie Zukunft unserer Arbeiterklasse handelt .Vor
allem müssteeine Forderungvorwirklicht werden ,wennsie auchnochdóun¬
populärist :der Jugenddarf der Zugangzumöffentlichen Dienstnichtver¬
schlossenwerden .Wennhier SchwierigkeiteninfolgeUeberbesetzungvorliegen,
so köpfemanzunächstdie Spitzon .Daswärewücheine MassregelderSpar¬
samkeit ,weil die Jugendanspruchsloser glemchzeitig aber aucharbeitsfähi¬
ger ist .ZumSchlusseerklärt der Redner ,dasser das ,wasSt .R .Breitner
überdieErhöhungderWohnbausteuergesagthabe ,alseineDrohungauffasse.Wil827
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warnenSie ,diese Drohungzu verwirklichenunddurchIhreKlassenhass¬
gesetzgabungdieBevölkerungdieserStadtaufsneuezureizenundzupeiniger
WirwerdenalleMittelaufwenden,umSieanderVerwirklichungdiesesIhres
Planszuhindern.DasBudgetist nicht ,wieSt .. Breitnersagte,einsoziales
Budget,sonderneinsozialistischesBudget.DiesemsozialistischemBudget
werdenwirunsereZustimmungnichtgeben( LebhafterBeifallbei der . . )

. R.GschladtbesprichtausführlichdieVerwaltungsgruppe
für PersonalangelegenheitenundVerwaltungsreform.Erbemängelt,dassdem
VoranschlagdieserVerwaltungsgruppejedeUebersichtlichkeitfehlt .DieBrut-¬
toausgabenwerdenmit117MillionenSchillingangegetenundin einemNeben-¬
ausweisfinden sich Personalausgabenausserhalb der GruppeI mit21 ' 5
MillionenSchilling,insgesamtalso138' 5MillionenSchilling .InderGesamt-¬
übersichtwerdenderdieGesamtausgabenfürdasFersonalwesenmit180
MillionenSchfllingbruttoangegeben.ErsteinunseingehändigterAusweisgibt überdie FersonalkostenentsprechendAetaillierteAufklärung-DieErsparungenimPersonaletatzeigendieOpfer¬
freudigkeitdesPersonals.DiestädtischenAngestelltenhabeninsgesamt
Gchalts-undLehnkürzungenvon16 ' 2MillionenSchillingaufsichgenommen.
Esistäusserstbedauerlich,dassdiereineinseitigparteimässigeingestelltePolitikdesRathausesinsbesondereimPersonalwesenzumAusdruckkommt.Wir
habenwiederholtdaraufverwiesen ,aufwelchenGebietenin derVerwaltungbedeutendeErsparungenerzieltwerdenkönnten.UnsereAnregungenwurdennicht
beachtetundso hat die Folitik in derVerwaltungzueinerHypertrophie
derVerwaltunggefuhrt .Währendseinerzeitdie gesamtenAgendenderHoheits-¬
verwaltungvomMagistrats-Dircktorund3 Obermagistratsrätenin 4Verwal¬
tungsgruppenbesorgtwurden,habenwirheute8amtsführendeStadträteals
ExponenntendersozialdemokratischenParteiund8 Verwaltungsgruppen.Im
Jahre1913hattebeispielsweisedieStadtbauamtsdirektion5Beamte,heute
hat sie 14Beamte.Darausist zuersehen ,dassIhrePolitisierungderVerwal¬
tungeine bedeutendeVerteuerungzur Folgehat .DerGrossteilderstädtischen

AngestelltenseufztheuteunterdenunerträgmichenpelitischenVerhältnissen
unddiesdazunochmitBezügen,die wahrhaftigganzgeringgenanntwerden
müssen. Wirhaben ,schliesstderRedner,vorIhrerBudgetkunstal leAchtung
verloren .Sie haben in der VerwaltungeinemvollkommenenSchiffbrucher
littenundderVoranschlag1932ist derBeweisfürdievollkommeneDerpusedersozialdemokratischenVerwaltungimWienerRathaus.

DieVerhandlungenwerdenabgebrochen .NächsteSitzungmorgen
Dienstag ,17Uhr .

Schlugsder Sitzung22Unr .
828 Bogenabfertigung22Uhr10 .
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